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01 Freie Bahnfahrten für Behinderte 

Schwerbehinderte Menschen profitieren ab dem 1. September 2011 von der neuen 

Regelung für freifahrtberechtigte Behinderte, welche von der Bahn eingeführt wird. 

Danach ist es nicht mehr notwendig, im Nahverkehr neben dem Behindertenausweis 

zusätzliche Fahrscheine und Wertmarken vorzulegen. Die Betroffenen – 1,4 

Millionen in Deutschland – müssen dann auch nicht mehr an den Automaten, um sie 

zu lösen. 

(Quelle: www.bild.de/politik/inland/deutsche-bahn/behinderte-duerfen-kuenftig-gratis-

fahren-18349216.bild.html vom 14. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

02 Gesetzespaket zur Steuervereinfachung nun beschlossen 

Am 8. Juni hat der Finanzausschuss des Bundestags die geplanten 

Steuervereinfachungen gebilligt. So soll noch 2011 der Arbeitnehmerpauschbetrag 

auf 1.000 Euro erhöht werden (Steigerung um 80 Euro). Außerdem werden im 

Bereich Kinderfreibetrag und Betreuungskosten sowie dem Kindergeld Besserungen 
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stattfinden. Weiterhin wird daran festgehalten, dass die Steuererklärung nur alle zwei 

Jahre abgegeben werden muss. 

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 9. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

03 Keine Senkung der Kassenbeiträge in Sicht 

Vorerst ist mit einer Senkung der Beiträge für Versicherte der gesetzlichen 

Krankenkassen nicht zu rechnen. Obschon der Spitzenverband der GKV die 

Überschüsse des Gesundheitsfonds zu einer Senkung der Beiträge verwenden 

wollte, hat die Bundesregierung dies abgelehnt. Die Begründung des Ministeriums 

für Gesundheit sei es, für den Gesundheitsfonds Reserven schaffen zu müssen. Es 

bleibe daher bei einem Beitragssatz von 15,5 Prozent. 

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 9. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

04 Bedrohung der Betriebsrenten wegen neuer europäischer Regelung für die 

Pensionskassen 

In Deutschland haben etwa zwei Drittel der Beschäftigten einen Anspruch auf 

Betriebsrente aus ihrem Arbeitsvertrag. Nun sehen sich Millionen Arbeitnehmer 

durch das Brüsseler „Grünbuch“ zur Überarbeitung der Richtlinie zum Pensionsfonds 

in der Gefahr, diese „zweite Säule der Altersvorsorge“ zu verlieren.  

Zumindest wird ein sukzessives Verschwinden der betrieblichen Rente 

angenommen. Diese Befürchtung sprach als erstes der Arbeitgeberverband Hessen-

Chemie an. Die Gefahr ginge von einer Erhöhung der Eigenkapitalvorschriften aus. 

Wenn nämlich die gesetzliche Verlustrücklage steige wie im Grünbuch vorgesehen, 

so entstehe ein zweistelliges Milliardendefizit in der betrieblichen Altersvorsorge und 

damit erhöhter Finanzierungsbedarf im Betriebsrentensystem. Die Kritik am 

Vorhaben Brüssels ist deshalb so massiv, weil in der Finanzkrise kein Schaden bzw. 

keine Verluste bei den Betriebsrenten entstanden sind. Als verteidigendes Beispiel 

für die Wahrung des hiesigen Betriebsrentensystems wird die Lage im Ausland 

zitiert, denn in den Jahren 2008/2009 sind die Deckungsmittel weltweit um 20 

Prozent gesunken und dies sei der Tatsache geschuldet, dass man die 

Altersvorsorge anderswo massiv mit Aktien decke. Man solle sich daher an den 60 

Prozent deutscher Betriebsrentenberechtigter orientieren, dann sei das übrige 

Europa - bislang nur 40 Prozent Berechtigte – besser bedient. So soll die EU-

Kommission diesen Nachteil zum Nutzen anderer europäischer Länder beseitigen. 

Deutsche Arbeitgeber seien benachteiligt, wenn es um die Ersparnisse im 

europäischen Vergleich gehe, denn andere Länder bzw. deren Arbeitgeber 

profitierten erheblich, weil sie keine Gelder für die betriebliche Versorgung 

zurückstellen müssten. Verschärfte Eigenkapitalvorgaben verstießen überdies gegen 

die Tarifautonomie in Deutschland. 

Im Herbst soll das so genannte und von der EU-Kommission geplante „Weißbuch“ 

zur Alterssicherung vorliegen. Solange sollen die Europaabgeordneten überzeugt 

werden, dass das deutsche Modell der Betriebsrente wegen seiner o. a. 

Besonderheiten bei der Planung erhalten bleibt und die Regelungen keine Nachteile 

für das Land - im europäischen Vergleich – zur Folge haben. 

(Quelle: FAZ vom 14. Juni 2011) 

Seitenanfang 



BRH-Aktuell 23/2011  20. Juni 2011

 

 

 

Hinweis der Herausgebers: Vervielfältigungen und Veröffentlichungen sowie der Abdruck auch auf Homepages ganz oder 

auszugsweise sind nur mit ausdrücklicher Zustimmung des Herausgebers zulässig. 

 

3 

 

 

05 Antwortschreiben der CDU/CSU-Fraktion an den Bundesvorsitzenden zur 

Rentenangleichung 

Mit folgendem Schreiben vom 10. Juni 2011 nimmt Karl Schiewerling, MdB und 

Vorsitzender der Arbeitsgruppe Arbeit und Soziales, Stellung zum Schreiben des 

BRH vom April 2011:  

Sehr geehrter Herr Berberich, haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben aus April 

2011 an den Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Herrn 

Volker Kauder, MdB. Er hat mich als arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Sprecher 

der Fraktion gebeten, Ihnen zu antworten. 

Wie Sie bereits in Ihrem Schreiben an Herrn Volker Kauder vom 24. August 2010 

erwähnt hatten, haben CDU, CSU und FDP in ihrem Koalitionsvertrag erklärt, ein 

einheitliches Rentensystem in Ost und West einzuführen. Die damit verbundenen 

Schwierigkeiten und Problematiken habe ich Ihnen bereits in meinem Schreiben vom 

4. Oktober 2010 mitgeteilt. Dennoch werden wir im Rahmen des Regierungsdialogs 

zur Altersarmut die von Ihnen genannten Themen im Herbst 2011 aufgreifen und 

weiter diskutieren. 

Ich hoffe, Ihnen auch mit diesen Informationen behilflich gewesen zu sein. Mit 

freundlichen Grüßen, in Vertretung Karl Schiewerling. 

Seitenanfang 

 

06 Antwortschreiben der BARMER GEK zur Kritik an der Fernsehwerbung 

gesetzlicher Krankenversicherer 

Die Hauptverwaltung der BARMER GEK hat am 10. Juni 2011 die nachstehende 

Erklärung zur Kritik des BRH an ihrer Fernsehwerbung verfasst: 

Sehr geehrter Herr Berberich, vielen Dank für Ihre kritischen und offenen Worte im 

Zusammenhang mit der in der ARD und im ZDF Anfang des Jahres ausgestrahlten 

Fernsehwerbung der BARMER GEK. Gerne geben wir Ihnen dazu Rückmeldung. 

Wir stimmen Ihnen gern zu, die Initiative einer Krankenkasse, Werbung im 

Fernsehen zu platzieren, kann bei manchen Versicherten auf den ersten Blick ein 

gewisses Unverständnis auslösen. Zum Hintergrund: Die Politik hat im Jahr 1996 mit 

der „Kassenöffnung“ den Wettbewerb unter den Krankenkassen gefordert bzw. 

bewusst in Gang gesetzt. Das Budget für Werbemaßnahmen ist gesetzlich festgelegt 

und errechnet sich prozentual pro Mitglied. Die BARMER GEK bleibt übrigens mit 

ihren Ausgaben für Werbemaßnahmen deutlich unter dem vorgegebenen Budget! 

Fakt ist aber auch, dass wir gerade mit unseren „Guten Nachrichten“ im Jahre 2011 

keinen Zusatzbeitrag zu erheben, den Nerv der Bevölkerung getroffen haben. Dies 

zeigen die vielen positiven Rückmeldungen unserer Versicherten und interessierten 

potenziellen Neukunden. 

Wir möchten noch erwähnen, dass die BARMER GEK seit jeher – und auch im 

Vergleich zu ihren Mitbewerbern – im Umgang mit der Fernsehwerbung sehr 

zurückhaltend umgeht. Wir melden uns wirklich nur dann über diesen Kanal zu Wort, 

wenn wir auch etwas zu sagen haben. Dies gilt besonders für unsere „Guten 

Nachrichten 2011“. Wir meinen, die Vorteile unserer Fernsehkampagne überwiegen 

und helfen uns, unsere Aufgaben als Deutschlands größter Gesundheitspartner zu 

erfüllen.  
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Wir danken Ihnen, sehr geehrter Herr Berberich, nochmals für Ihre offene Meinung 

und wünschen Ihnen für die Zukunft weiterhin alles Gute, insbesondere Gesundheit. 

Mit freundlichen Grüßen, Marianne Mombré. 

Seitenanfang 

 

07 Probleme im Ausland wegen Systemwechsels bei der Bankkundenkarte 

Einige Sparkassen, Volks- und Raiffeisenbanken sowie die Postbank haben das 

Maestro-Logo durch ein V Pay-Zeichen ersetzt. Aus folgenden Gründen sollten Sie 

bei der Urlaubsreise ins Ausland eine Kreditkarte und eine Bankkundenkarte mit dem 

Maestro-Zeichen mitnehmen: Es gibt noch Anfangsschwierigkeiten durch die 

Umstellung, so dass es in Nordeuropa und Österreich nur wenige Händler gibt, 

deren Kassen auf die Neuerung umgestellt wurden. In Ländern außerhalb Europas 

ist die neue Karte nicht gültig (z. B. Amerika).  

Auch in Deutschland gibt es noch Anfangsprobleme und es wurde berichtet, dass 

man die neue Karte noch nicht bei einer anderen Bank aufladen kann. Des Weiteren 

funktionieren die Karten noch nicht mit einem mobilen Lesegerät der Händler, 

teilweise werden sie nicht angenommen. (Quelle: Finanztest der Stiftung Warentest, 

Ausgabe Juli 2011) 

Seitenanfang 

 

08 CDU plant zahlreiche Erleichterungen für Behinderte  

Die Bundesarbeitsministerin hat am 15. Juni 2011 bekanntgegeben, welche Planung 

vorgenommen wurde, um den 9,6 Millionen behinderten Deutschen eine deutliche 

Entlastung im beruflichen und gesellschaftlichen Leben zu bieten. Sie sollen nicht 

nur in Beruf und Ausbildung gefördert werden, sondern die Teilnahme am 

gesellschaftlichen Leben soll ihnen ebenfalls erheblich erleichtert werden. 

Dazu gehört die von Frau Dr. von der Leyen getroffene Vereinbarung mit der 

Deutschen Bahn, die ab September 2011 vorsieht, dass die Gehbehinderten, 

Tauben und Blinden im Nahverkehr der Bahn Freifahrten erhalten (siehe dazu oben 

01). Hinzu kommt eine Förderung von 40 Millionen Euro für die Vorbereitung 

schwerbehinderter Jugendlicher auf die Ausbildung bzw. das Berufsleben. Für neue 

betriebliche Ausbildungsplätze sieht die Ministerin weitere 15 Millionen Euro 

Investitionssumme vor, es soll sich um 1.300 neu geschaffene Arbeitplätze, 

innerhalb der kommenden fünf Jahre handeln. Das Gesamtvolumen der finanziellen 

Planung umfasst weitere 40 Millionen Euro, die speziell zur Schaffung neuer 

Arbeitsplätze für die älteren und schwerbehinderten Menschen vorgesehen sind. 

Man werde von September an etwa 100 Millionen Euro zur Berufs- und 

Ausbildungsförderung investieren. 

(Quelle: FAZ vom 16. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

09 Erhöhung der Zahnarztkosten für Versicherte 

Ein Referentenentwurf der Regierung mit Ziel einer neuen Gebührenordnung sorgte 

dafür, dass die Verbände privater und gesetzlicher Krankenkassen davon ausgehen, 

dass die Rechnungen für die Zahnarztbehandlungen, insbesondere solche für 

Kunststofffüllungen, Kronen und Brücken erheblich steigen werden. Während das 

Gesundheitsministerium von sechs Prozent Honorarsteigerung ausgeht, glauben die 

Verbände, dass ein Anstieg um vierzehn Prozent zu erwarten ist. Die 
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Gebührenordnung für Zahnärzte (GOZ) gilt in der vorliegenden Form seit dem Jahre 

1988 und soll gemäß der Bundesregierung nun überarbeitet werden. Sie ist 

Grundlage für Privatrechnungen und derartige Behandlungen, die nicht von den 

Kassen übernommen werden.  

(Quelle: Financial Times Deutschland vom 15. Juni 2011) 

Seitenanfang 

 

10 Antwortschreiben der AOK zur Kritik an der Fernsehwerbung gesetzlicher 

Krankenversicherer 

Mit Schreiben vom 14. Juni 2011 richtete die AOK folgende Stellungnahme an den 

Bundesvorsitzenden als Antwort auf das Schreiben des BRH vom 6. Juni 2011: 

Sehr geehrter Herr Berberich, vielen Dank für Ihr Schreiben vom 6. Juni 2011. Sie 

kritisieren, dass wir viel Geld für einen Werbespot der AOK im Fernsehen ausgeben. 

Aus Ihrer Sicht sollten die dafür eingesetzten Mittel genutzt werden, die Beiträge zur 

Krankenversicherung zu reduzieren. 

Wir danken Ihnen für dieses „offene Wort“. Gerne möchten wir Ihnen hierzu 

erklärend antworten. 

Die demografische Entwicklung in Deutschland lässt den Anteil der älteren 

Bevölkerung an der Gesamtbevölkerung wachsen. Die Zahl der Geburten dagegen 

ist rückläufig; der Anteil der jungen Leute und Berufseinsteiger geht zurück.  

Diese Entwicklung setzt eine gewisse Umstrukturierung des Gesundheitswesens von 

der Krankheits- zur Gesundheitsförderung in Gang. Gerade unter den 

demografischen Gesichtspunkten steht nicht mehr die Bekämpfung der Krankheit 

und ihrer Symptome im Vordergrund, sondern die Gesunderhaltung der Menschen 

durch eine vorbeugende Bekämpfung von Erkrankungen und ihren sozialen und 

seelischen Ursachen. 

Diese gesellschaftliche Entwicklung stellt aber auch das System der sozialen 

Krankenversicherung vor neue Herausforderungen. Um das Prinzip der Solidarität 

aufrecht erhalten zu können, ist es stärker denn je notwendig, junge Versicherte vom 

Nutzen der gesetzlichen Krankenversicherung, in unserem Falle der AOK, zu 

überzeugen und unsere Stammversicherten und den Familien deutlich zu machen, 

dass die AOK in „guten und schlechten Zeiten“ einen umfassenden 

Versicherungsschutz bieten kann. Angebote zur Gesunderhaltung für jung und ältere  

Versicherten sind dabei unabdingbar. Diesen Grundgedanken müssen und wollen 

wir auch unseren Versicherten deutlich machen und natürlich für unsere Angebote – 

und damit für uns als AOK – werben. Dazu nutzen wir Medien, die unsere 

Versicherten kennen und von denen sie erwarten, dass sie hier auch Informationen 

über ihre Krankenversicherung finden: die Mitgliederzeitschriften, das Internet und 

auch das Fernsehen. 

Dass die AOK Geld ausgibt für TV-Spots oder Anzeigen in Tageszeitungen, hat 

natürlich auch mit dem Thema „Wettbewerb“ zu tun. Der Gesetzgeber hat diesen 

Wettbewerb um Versicherte zwischen den Krankenkassen eröffnet. Wir als AOK 

wollen natürlich mit Leistungen „punkten“, also guter Versorgung, gutem Service und 

Beiträgen, die so knapp wie möglich kalkuliert sind. Trotzdem können wir nicht 

beiseite stehen, wenn die Konkurrenz Mittel der klassischen Werbung, also auch 

Fernsehspots, einsetzt, um Wahlentscheidungen auf diese Weise zu beeinflussen. 
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Bei den Werbeausgaben haben die gesetzlichen Krankenkassen aber eine 

besondere Verantwortung und unterstehen einer strengen Kontrolle. Die staatlichen 

Aufsichtsbehörden regeln, wie viel die Kassen für Werbemaßnahmen ausgeben 

dürfen. 2011 sind das 3,83 Euro (West) und 3,36 (Ost) pro Mitglied und Jahr. Die 

Ausgaben des AOK-Bundesverbandes für Werbung betragen lediglich rund 0,35 

Euro also nur 35 Cent pro Mitglied und Jahr. 

Die AOK ist eine leistungsstarke und moderne Krankenkasse. Das möchte sie auch 

auf Dauer bleiben, für alle ihre Versicherten. Ihre Stärken darf die AOK im 

Wettbewerb der Krankenkassen kommunizieren, auch in Form von Fernsehspots. 

Diese Art der Kommunikation ist ein Beitrag dazu, den Bestand der AOK zu sichern 

und langfristig auf solidarischer Basis gute Leistungen für alle bereitzuhalten.  

Sehr geehrter Herr Berberich, wir hoffen, Ihnen mit unserem Antwortschreiben die 

Hintergründe unseres Tuns verständlich gemacht zu haben. Wenden Sie sich aber 

bei weiteren Fragen wieder sehr gerne an uns. Mit freundlichen Grüßen, im Auftrag, 

Rainer Dittrich, Geschäftsführer Markt/Produkte 

Seitenanfang 

 

 

 

 


